
Legitimation unehelicher Kinder §§ 1718—1728

II. Ehelichkeitserklärung

§ 1723
Ein uneheliches Kind kann auf Antrag seines Vaters durch 

eine Verfügung der Staatsgewalt für ehelich erklärt werden. 
Anmerkung:
Nach § 12 Ziff. 2 der ÜbertrVO entscheidet jetzt über Anträge auf Ehe­
lichkeitserklärung der Rat des Kreises. Für den Fall, daß das Kind oder 
der Vater nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, vgl. UV 
Nr. 26/53 des Ministers der Justiz vom 25. März 1953.

§ 1724
Die Ehelichkeitserklärung kann nicht unter einer Be­

dingung oder einer Zeitbestimmung erfolgen.
§1725

Der Antrag muß die Erklärung des Vaters enthalten, daß 
er das Kind als das seinige anerkenne.

§ 1726
(1) Zur Ehelichkeitserklärung ist die Einwilligung des 

Kindes und, wenn das Kind nicht das achtzehnte Lebens­
jahr vollendet hat, die Einwilligung der Mutter erforderlich. 
Ist der Vater verheiratet, so bedarf er auch der Einwilligung 
seiner Frau.

(2) Die Einwilligung hat dem Vater oder der Behörde ge­
genüber zu erfolgen, bei welcher der Antrag einzureichen 
ist-; sie ist unwiderruflich.

(3) Die Einwilligung der Mutter ist nicht erforderlich, 
wenn die Mutter zur Abgabe einer Erklärung dauernd 
außerstande oder ihr Aufenthalt dauernd unbekannt ist. 
Das gleiche gilt von der Einwilligung der Frau des Vaters.

§ 1727
Wird die Einwilligung von der Mutter verweigert, so kann 

sie auf Antrag des Kindes durch den Rat des Kreises ersetzt 
werden, wenn das Unterbleiben der Ehelichkeitserklärung 
dem Kinde zu unverhältnismäßigem Nachteile gereichen 
würde. § 1728

(1) Der Antrag auf Ehelichkeitserklärung sowie die Ein­
willigung der im § 1726 bezeichneten Personen kann nicht 
durch einen Vertreter erfolgen.
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